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Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, 

Verkehr und Landesentwicklung

 Kaiser-Friedrich-Ring 75

 65185 Wiesbaden 
vorab:  

Fax: 0611 - 815 2227 

E-Mail: tarek.al-wazir@hmwvl.hessen.de
Wohnort, den xy. September 2015

Sehr geehrter Herr Minister,  die Fluglärmkommission hat in ihrer Sitzung am 22.7.15 einen maßgeblich von Ihrem Ministerium erarbeiteten Vorschlag  beschlossen, der eine Verkleinerung des von der FLK abgedeckten Gebiets vorsieht, obwohl der Flughafen mehr als 50 km im Umkreis verlärmt! Der Hochtaunuskreis und der Rheingau-Taunus-Kreis sollen damit trotz erheblicher Fluglärmbelastung aus der Fluglärm-kommission ausgeschlossen, andere Betroffene erst gar nicht eingeschlossen werden.

Ich verweise darauf, dass an Messstellen des DFLD im Hochtaunuskreis und im Rheingau-Taunus-Kreis regelmäßig Fluglärmereignisse mit Spitzenpegeln über 70 dB(A) gemessen werden. Eine abwägungsrelevante Fluglärmbelastung in diesen Landkreisen wurde auch vom Bundes-verwaltungsgericht im Urteil vom 24.6.2004 festgestellt (Az. BVerwG 4 C 11.03). 
Weiterhin mache ich darauf aufmerksam, dass bereits heute die Luftfahrtgesellschaften die Toleranz der Behörden ausnutzen und gerade in der weiteren Umgebung vermeidbaren Lärm hervorrufen; so wendet die Lufthansa seit kurzem beim besonders lauten A380 häufig Abflugverfahren an, bei denen statt wie bisher in 10000 ft bereits in 8000 ft mit der Beschleunigung auf Reiseflug-geschwindigkeit begonnen wird. 

Es ist bezeichnend, dass Frau Barth noch im letzten Jahr in einem Gutachten im Auftrag des UBA für eine Irrelevanz des Fluglärms oberhalb von 10000 ft eintrat und jetzt – in ihrer neuen Rolle als Vertreterin Ihres Ministeriums  – oberhalb von nur noch 6000 ft.

Eigene Befindlichkeit:   

 Ist es jetzt grüne Politik, Fluglärmprobleme nicht anzugehen, sondern auszublenden? Ich rege an, dass Sie - falls Sie diese Frage nicht bejahen wollen – die von der Fluglärmkommission bei der Sitzung der FLK am 22.7. beschlossenen Vorschläge nicht umsetzen und mindestens den o.g. Landkreisen weiterhin die Vertretung ihrer Interessen in der Kommission zu ermöglichen.

  Mit freundlichen Grüßen  
Familie Mustermann









       
P.S.: Warum wird das EUGH-Urteil Rechtssache T-319/05 (Schweizerische Eidgenossen-schaft ./. EU-Kommission ./. BRD nicht auf den Taunus und Fraport sinngemäß angewandt?
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